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15.4.2013 B7-0162/14 

Änderungsantrag 14 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Willy Meyer, Inês Cristina Zuber 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
Elmar Brok, Markus Pieper, Renate Sommer, Andreas Pitsillides, Eleni Theocharous, 
Antigoni Papadopoulou, Dimitrios Droutsas, Sophocles Sophocleous, Nikolaos 
Salavrakos, Niki Tzavela 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 47 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

47. bekundet erneut seine entschlossene 
Unterstützung für die Wiedervereinigung 
Zyperns auf der Grundlage einer für beide 
Volksgruppen fairen und praktikablen 
Regelung; unterstreicht die dringende 
Notwendigkeit einer Vereinbarung 
zwischen den beiden Volksgruppen über 
den weiteren Verlauf der Verhandlungen 
über die konkrete Beilegung der strittigen 
Fragen, damit der Verhandlungsprozess 
unter der Schirmherrschaft des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
rasch wieder an Fahrt aufnehmen kann; 
fordert die Türkei auf, mit dem Rückzug 
ihrer Truppen aus Zypern zu beginnen und 
das Sperrgebiet von Famagusta im 
Einklang mit der Resolution 550 (1984) 
des UN-Sicherheitsrates an die UN zu 
übergeben; fordert die Republik Zypern 
auf, den Hafen von Famagusta unter EU-
Zollaufsicht zu öffnen, um ein positives 
Klima für die erfolgreiche Lösung der 
laufenden Verhandlungen über die 
Wiedervereinigung zu schaffen und es den 
türkischen Zyprioten zu ermöglichen, auf 
legale Weise direkten Handel zu treiben, 
der für alle akzeptabel ist; 

47. bekundet erneut seine entschlossene 
Unterstützung für die Wiedervereinigung 
Zyperns auf der Grundlage einer fairen und 
praktikablen umfassenden Regelung, die 
beiden Volksgruppen nutzt und auf der 
Grundlage der einschlägigen 
Resolutionen des UN-Sicherheitsrats, des 
Völkerrechts, der Grundprinzipien der EU 
und des gemeinsamen Besitzstands 
vollzogen wird; betont, dass der wieder 
eingeleitete Verhandlungsprozess unter der 
Schirmherrschaft des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen rasch wieder an Fahrt 
aufnehmen kann; fordert die Türkei auf, 
unverzüglich mit dem Rückzug ihrer 
Truppen aus Zypern zu beginnen und 
Famagusta im Einklang mit der UNSC-
Resolution 550 (1984) an die UN zu 
übergeben; verlangt die Annahme des 
Vorschlags der Republik Zypern, den 
Hafen von Famagusta unter EU-
Oberverwaltung (Zollaufsicht) zu öffnen, 
um ein positives Klima für den 
erfolgreichen Abschluss der laufenden 
Verhandlungen über eine 
Wiedervereinigung zu schaffen und es den 
türkischen Zyprern zu ermöglichen, Handel 
in einer Weise zu treiben, die für alle 
akzeptabel ist; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/15 

Änderungsantrag 15 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Nikolaos Chountis, Willy Meyer, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Bezugsvermerk 4 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 – unter Hinweis auf den 
Verhandlungsrahmen für die Türkei vom 
3. Oktober 2005, 

– unter Hinweis auf den 
Verhandlungsrahmen für die Türkei vom 3. 
Oktober 2005 und die Erklärung der 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten vom 21. September 2005, 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/16 

Änderungsantrag 16 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Nikolaos Chountis, Willy Meyer 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 4 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

4. begrüßt den Beschluss des Rates, die 
Kommission aufzufordern, parallel zur 
Unterzeichnung des 
Rückübernahmeabkommens Maßnahmen 
in Richtung auf eine Liberalisierung bei 
der Ausstellung von Visa zu ergreifen; 
fordert die Türkei auf, das 
Rückübernahmeabkommen unverzüglich 
zu unterzeichnen und umzusetzen und zu 
gewährleisten, dass bestehende bilaterale 
Abkommen bis zum Inkrafttreten dieses 
Abkommens uneingeschränkt umgesetzt 
werden; verweist darauf, dass die Türkei 
eines der Transitländer mit einer 
Schlüsselfunktion für die irreguläre 
Migration in die EU ist; erkennt die 
Schritte an, die die Türkei unternommen 
hat, um illegale Migration zu verhindern, 
und unterstreicht die Notwendigkeit, die 
Zusammenarbeit mit der EU bei der 
Bewältigung der Migrationsströme, der 
Bekämpfung des Menschenhandels und 
den Grenzkontrollen zu intensivieren; 
unterstreicht erneut die Bedeutung einer 
Erleichterung der Einreise in die EU für 
Geschäftsleute, Wissenschaftler, Studenten 
und Vertreter der Zivilgesellschaft aus der 
Türkei; unterstützt die Bemühungen der 
Kommission und der Mitgliedstaaten, den 
Visakodex umzusetzen, die 

4. begrüßt den Beschluss des Rates, die 
Kommission aufzufordern, parallel zur 
Unterzeichnung des 
Rückübernahmeabkommens Maßnahmen 
in Richtung auf eine Liberalisierung bei 
der Ausstellung von Visa zu ergreifen; 
fordert die Türkei auf, das 
Rückübernahmeabkommen unverzüglich 
zu unterzeichnen und umzusetzen und zu 
gewährleisten, dass bestehende bilaterale 
Abkommen bis zum Inkrafttreten dieses 
Abkommens uneingeschränkt umgesetzt 
werden; verweist darauf, dass die Türkei 
eines der Transitländer mit einer 
Schlüsselfunktion für die irreguläre 
Migration in die EU ist; unterstreicht die 
wesentliche Notwendigkeit für die Türkei, 
die Zusammenarbeit mit der EU im 
Bereich der Migrationssteuerung, der 
Bekämpfung des Menschenhandels und der 
Grenzkontrollen zu intensivieren; 
unterstreicht erneut die Bedeutung einer 
Erleichterung der Einreise in die EU für 
Geschäftsleute, Wissenschaftler, Studenten 
und Vertreter der Zivilgesellschaft aus der 
Türkei; unterstützt die Bemühungen der 
Kommission und der Mitgliedstaaten, den 
Visakodex umzusetzen, die 
Visabestimmungen zu harmonisieren und 
zu vereinfachen und neue Zentralstellen in 
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Visabestimmungen zu harmonisieren und 
zu vereinfachen und neue Zentralstellen in 
der Türkei einzurichten, um die 
Ausstellung von Visa zu erleichtern; 
verweist die Mitgliedstaaten auf ihre 
Verpflichtungen gemäß dem 
Assoziationsabkommen im Einklang mit 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
vom 19. Februar 2009 in der Rechtssache 
Soysal; 

 

der Türkei einzurichten, um die 
Ausstellung von Visa zu erleichtern; 
verweist die Mitgliedstaaten auf ihre 
Verpflichtungen gemäß dem 
Assoziationsabkommen im Einklang mit 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
vom 19. Februar 2009 in der Rechtssache 
Soysal; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/17 

Änderungsantrag 17 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Nikolaos Chountis, Willy Meyer, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 16 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

16. legt der Türkei nahe, den vom 
Justizministerium in Zusammenarbeit mit 
dem Europarat auf der Grundlage des 
Fallrechts des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) 
ausgearbeiteten Aktionsplan für die 
Menschenrechte zu verabschieden, um 
Fragen anzugehen, die in Urteilen des 
EGMR angesprochen wurden, in denen der 
Gerichtshof zu dem Befund kam, dass die 
Türkei gegen die Vorschriften der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) verstoßen hat; unterstützt das 
Justizministerium und den Hohen Rat der 
Richter und Staatsanwälte bei der 
Bereitstellung von Schulungsmaßnahmen 
für Richter und Staatsanwälte auf dem 
Gebiet der Menschenrechte; begrüßt, dass 
der Hohe Rat der Richter und 
Staatsanwälte neue Bewertungskriterien für 
Richter und Staatsanwälte festgelegt hat, 
mit denen die Achtung der Vorschriften 
der EMRK und der Urteile des EGMR 
belohnt wird; 

16. legt der Türkei nahe, den vom 
Justizministerium in Zusammenarbeit mit 
dem Europarat auf der Grundlage des 
Fallrechts des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) 
ausgearbeiteten Aktionsplan für die 
Menschenrechte zu verabschieden, um 
Fragen anzugehen, die in Urteilen des 
EGMR angesprochen wurden, in denen der 
Gerichtshof zu dem Befund kam, dass die 
Türkei gegen die Vorschriften der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) verstoßen hat, und  fordert die 
Umsetzung des Aktionsplans; unterstützt 
das Justizministerium und den Hohen Rat 
der Richter und Staatsanwälte bei der 
Bereitstellung von Schulungsmaßnahmen 
für Richter und Staatsanwälte auf dem 
Gebiet der Menschenrechte; begrüßt, dass 
der Hohe Rat der Richter und 
Staatsanwälte neue Bewertungskriterien für 
Richter und Staatsanwälte festgelegt hat, 
mit denen die Achtung der Vorschriften 
der EMRK und der Urteile des EGMR 
belohnt wird; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/18 

Änderungsantrag 18 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Nikolaos Chountis, Willy Meyer, 
Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 46 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

46. betont, dass das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen (UNCLOS) von der EU, den 27 
Mitgliedstaaten und allen anderen 
Kandidatenländern unterzeichnet wurde 
und Teil des gemeinschaftlichen 
Besitzstands ist; fordert die Regierung der 
Türkei daher auf, dieses Übereinkommen 
unverzüglich zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren; weist auf die uneingeschränkte 
Legitimität der ausschließlichen 
Wirtschaftszone der Republik Zypern 
gemäß UNCLOS hin; 

46. betont, dass das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen (UNCLOS) von der EU, den 27 
Mitgliedstaaten und allen anderen 
Kandidatenländern unterzeichnet wurde 
und Teil des gemeinschaftlichen 
Besitzstands ist; fordert die Regierung der 
Türkei daher auf, dieses Übereinkommen 
unverzüglich zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren; weist auf die uneingeschränkte 
Legitimität der ausschließlichen 
Wirtschaftszone der Republik Zypern 
gemäß dem UNCLOS hin; bedauert, dass 
die Türkei fortlaufend gegen 
Ölunternehmen vorgeht, die Interesse 
haben, sich an Probebohrungen zu 
beteiligen, die die Republik Zypern in 
Ausübung ihrer Souveränitätsrechte 
durchführt, und den Unternehmen mit 
Strafmaßnahmen droht; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/19 

Änderungsantrag 19 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Willy Meyer, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 52 a (neu)  
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 52a. bedauert, dass die Türkei sich 
geweigert hat, das 70. GPA-Treffen wie 
geplant in der zweiten Hälfte des Jahres 
2012 durchzuführen, und damit eine 
weitere Gelegenheit verpasst hat, den 
interparlamentarischen Dialog zwischen 
der EU und der Türkei voranzubringen; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/20 

Änderungsantrag 20 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Søren Bo Søndergaard, Nikolaos 
Chountis, Willy Meyer, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 30 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 30a. hebt die Bewertungen der Kommission 
hervor, wonach „die Gewerkschaftsrechte für 
Arbeitnehmer und Beamte immer noch nicht 
den EU- und IAO-Standards entsprechen“, 
hohe Hürden für die Einleitung von 
Tarifverhandlungen weiterhin die Möglichkeit, 
Tarifverträge zu schließen, erheblich 
einschränken und dadurch die volle Ausübung 
des Rechts auf Tarifverhandlungen verhindern, 
und die Türkei im Übermaß das Streikrecht und 
das Recht, Gewerkschaften zu gründen oder 
sich ihnen anzuschließen, einschränkt, weil 
Gewerkschaften nicht nach Berufskategorien 
oder in bestimmten Wirtschaftszweigen gebildet 
werden dürfen; weist darauf hin, dass das neue 
Gewerkschaftsrecht darauf ausgerichtet ist, 
Gewerkschaften den Boden zu entziehen, 
insofern als rund 50 % aller Arbeitnehmer 
möglicherweise das Recht auf Schutz durch 
Tarifverträge einbüßen und viele 
Gewerkschaften ihre geltende Zertifizierung als 
Verhandlungspartner verlieren würden; fordert 
die Regierung der Türkei auf, das im April 
2012 erlassene Gesetz über die Gewerkschaften 
im öffentlichen Dienst und das türkische Gesetz 
über Sozialpartnerbeziehungen vom Oktober 
2012 zu ändern, um sie vollständig an das 
geltende EU-Sozialrecht und die Normen der 
IAO, insbesondere an die Empfehlungen in der 
IAO-Vereinbarung von April 2012, 
anzupassen; 
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15.4.2013 B7-0162/21 

Änderungsantrag 21 
Takis Hadjigeorgiou, Kyriacos Triantaphyllides, Søren Bo Søndergaard, Paul Murphy, 
Nikolaos Chountis Willy Meyer, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 30 b (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 30b. missbilligt nachdrücklich die fortgesetzte 
Unterdrückung gewerkschaftlicher 
Betätigung als Menschenrechtsverletzung in 
der Türkei, wobei der Erlass eines Gesetzes im 
Mai 2012, das Arbeitnehmer im zivilen 
Luftverkehr vom Streikrecht ausschließt, und 
die Entlassung von über 300 Arbeitnehmern 
von Luftverkehrsunternehmen, die friedlich 
gegen dieses Gesetz protestiert hatten, zu den 
Beispielen gehören, ebenso wie die 
strafrechtliche Verfolgung von 73 Mitgliedern 
der KESK, der unabhängigen Vereinigung 
von Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes, 
im Februar und im Juni 2012, denen eine 
subversive Betätigung zur Unterstützung der 
PKK zur Last gelegt wurde, die Verhaftung 
weiterer 169 KESK-Mitglieder oder -
Offizieller im Februar 2013 unter dem 
Vorwand des Verdachts der Unterstützung für 
die verbotene Partei DHKP, brutale 
Übergriffe der Polizei gegen Gewerkschafter, 
die friedlich gegen das Gesetz über 
Sozialpartnerbeziehungen vom Oktober 2012 
protestierten, und gegen einen friedlichen 
Sitzstreik von Arbeitskräften des 
Metallindustriebetriebs Daiyang SK in der 
Europäischen Freihandelszone Corlu im 
Januar 2013; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/22 

Änderungsantrag 22 
Jürgen Klute, Søren Bo Søndergaard, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 52 a (neu) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 52a. empfiehlt Kommission und den 
Mitgliedstaaten, den derzeitigen 
Friedensprozess zu beobachten und ihren 
türkischen Verhandlungspartnern nahe 
zu legen, ausländische Sachverständige 
zur Lösung von Konflikten und zur 
Aussöhnung nach Konflikten in 
Anspruch zu nehmen; vertritt die 
Auffassung, dass die Bekämpfung von 
Terrorismus und Gewalt nicht die 
Bürgerrechte – Meinungsfreiheit, Rechte 
von Flüchtlingen oder das Recht auf ein 
faires Verfahren – in den Mitgliedstaaten 
der EU und in der Türkei beeinträchtigen 
darf; fordert die Mitgliedstaaten und ihre 
staatlichen Organe auf, der friedlichen 
Konfliktbeilegung mehr Gewicht in ihren 
Dialogen mit türkischen Partnern zu 
geben; vertritt die Auffassung, dass die 
staatlichen Organe der Mitgliedstaaten 
dazu beitragen sollten, Zusammenarbeit 
und Vertrauen zwischen den 
Konfliktparteien in der Türkei zu fördern; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/23 

Änderungsantrag 23 
Jürgen Klute, Marie-Christine Vergiat 
im Namen der GUE/NGL-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 53 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

53. wiederholt seine nachdrückliche 
Verurteilung der von der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK), die auf der EU-Liste 
terroristischer Vereinigungen steht, sowie von 
allen sonstigen terroristischen Organisationen 
begangenen terroristischen Gewaltakte; spricht 
der Türkei und den Familien der zahlreichen 
Opfer sein uneingeschränktes Mitgefühl aus; 
fordert die Mitgliedstaaten auf, in enger 
Zusammenarbeit mit dem EU-Koordinator für 
die Bekämpfung des Terrorismus und Europol 
die Zusammenarbeit mit der Türkei im Kampf 
gegen den Terrorismus und das organisierte 
Verbrechen als Quelle der Finanzierung des 
Terrorismus zu intensivieren; fordert die Türkei 
auf, ein Gesetz über den Datenschutz zu erlassen, 
damit ein Kooperationsabkommen mit Europol 
geschlossen und die justizielle Zusammenarbeit 
mit Eurojust und mit den Mitgliedstaaten der EU 
weiterentwickelt werden kann; ist der 
Auffassung, dass die Abstellung eines 
Verbindungsbeamten der türkischen Polizei zu 
Europol dazu beitragen würde, die bilaterale 
Zusammenarbeit zu verbessern; begrüßt den 
Erlass von Rechtsvorschriften gegen die 
Finanzierung des Terrorismus gemäß den 
Empfehlungen der Arbeitsgruppe „Finanzielle 
Maßnahmen gegen die Geldwäsche“; 

entfällt 

Or. en 
 
 


